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ALBRECHT GOESCHEL * 

Die soziale Krankenversicherung als Träger öffentlicher Investitionen in der Region 

Seit gut einem Jahrzehnt wird in der Bundesrepublik Deutsch­
land über Niveau und Struktur der Staatsschulden diskutiert 1. 

Dabei haben von Anfang an die soziale Krankenversicherung 
und die kommunalen Gebietskörperschaften als Adressaten von 
Aufforderungen zur Einschränkung der öffentlichen Ausgaben 
bzw. zur Erhöhung der öffentlichen Einnahmen gleichermaßen 
im Vordergrund gestanden2. 

Die Staatsschuldendiskussion hatte damit von Anfang an we­
gen der vorrangig lokalen und regionalen Aufgabenstellung und 
Wirkungsweise der sozialen Krankenversicherung und der kom­
munalen Gebietskörperschaften eine erhebliche, als solche bis­
lang aber nicht diskutierte raumordnungspolitische Kom­
ponente3. 

1. Staatsschuldendiskussion zeigt raumwirtschaftliche &deutung 
der Krankenversicherung 

Umgekehrt haben die anhaltenden stagflationären Tendenzen 
in der wirtschaftlichen Entwicklung gezeigt, daß eine lediglich 
globale staatliche Gegensteuerung von Unterbeschäftigung oder 
Preisauftrieb wegen der zunehmenden sektoralen, branchenmä­
ßigen und damit regionalen Differenzierung der Wirtschaftsent­
wicklung nicht mehr greift. Statt dessen wird eine auch regional 
selektive staatliche Steuerung für erforderlich gehalten4• Dem­
nach müßte sich die wirtschaftsbedeutsame Tätigkeit des Staates 
sehe viel stärker raumordnungspolitisch orientieren4 und die 
Wirtschaftspoliti_kdiskussion müßte ihr Augenmerk dement­
sprechend verstärkt auf die soziale Krankenversicherung und auf 
die kommu~alen Gebietskörperschaften als lokal und regional 
wirksame wirtschaftspolitische Instanzen5 richten. 

Soweit es dabei die Kommunen betrifft, ist hier die bis in die 
60er Jahre zu beobachtende Vernachlässigung der wirtschaftspo­
litischen Bedeutung, vor allem aber der raumordnungspoliti­
schen Bedeutung dieser Ebene6 einer breiten Behandlung der 
raumwirtschaft!ichen Bedeutung vor allem des kommunalen Fi­
nanzsystems gewichen7. 

Demgegenüber setzt eine raumwirtschaftliche Betrachtung der 
Krankenkassen erst in jüngster Zeit und damit gegenüber der glei­
chen Betrachtung der Kommunen mit einer Verspätung von ein­
einhalb Jahrzehnten ein8. Beklagt wird insbesondere das Fehlen 

einer sozialen und damit auch regionalen Aufgliederung des 
Sozialbudgets9 und einer entsprechenden Aufgliederung der 
Transfer- und hierbei vor allem der Real-Transferleistungen des 
Staates bzw. der Sozialversicherung9. 

Bemerkenswert ist der Umstand, daß gerade die Staatsschul­
dendiskussion des zurückliegenden Jahrzehnts die Voraussetzun­
gen für eine raumwirtschaftliche Betrachtung der sozialen Kran­
kenversicherung verbessert hat. So hat der Wissenschaftliche Bei­
rat beim Bundesministerium der Finanzen bereits Mitte der 70er 
Jahre einerseits zwar den Bereich der sozialen Krankenversiche­
rung als ein Hauptgebiet für Ausgabensenkungen und Einnah­
menerhöhungen zum Zwecke der Staatsschuldendämpfung 
benannt 1°. Gleichzeitig hat er sich andererseits aber auch konse­
quenterweise energisch für eine Einberechnung der sozialen 
Krankenversicherung in die Staatsausgaben ausgesprochen 11 

und damit die soziale Krankenversicherung auch in die mittler­
weile weit fortgeschrittene Diskussion über die Wirkungsweise, 
die Formenvielfa!t und die Trägerschaft der öffentlichen Investi­
tionen einbezogen, d. h. die soziale Krankenversicherung zu ei­
nem möglichen Mitträger öffentlicher Investitionen erklärt. 

2. Finanzwissenschaftliche Politikberatung betont lnvestivfunk­
tion der Krankenversicherung 

Wichtig ist dabei der Umstand, daß im Unterschied zur tages­
politischen Diskussion die investive Wirkung der öffentlichen 
Haushalte einschließlich der Haushalte der sozialen Krankenver­
sicherung, in der politikberatenden Diskussion sehr viel deutli­
cher gesehen wird. So versäumt es die Transfer-Enquete­
Kommission nicht, die positiven Auswirkungen der sozialen Si­
cherung für die Gesamtwirtschaft hervorzuheben, die in einer 
Vermeidung sozialer Erschütterungen auch in Krisenzeiten 
liegen 12. 

Andere Untersuchungen heben die unsichtbare Produktivität 
der öffentlichen Dienstleistungen hervor, ohne welche die sicht­
bare Produktivität der privaten Güter- und Leistungserstellung 
nicht zu erklären sei 13 . 

Insgesamt wurde in den zurückliegenden Jahren von politikbe­
ratender Seite aus wiederholt der Auffassung entgegengetreten, 
die Ausgaben der Gebietskörperschaften und der Sozialversiche-
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rung seien unproduktiver Staatsverbrauch. Mehrfach wurde be­
tont, daß öffentliche Ausgaben auf weite Strecken der Organisa­
tion eines Teils der individuellen Nachfrage dienten und dabei er­
hebliche produktivitätsverbessernde investive Wirkungen 
hätten 14. 

Diese Auffassung vertritt auch der Wissenschaftliche Beirat 
beim Bundesministerium für Finanzen, wenn er betont, daß öf­
fentliche oder private Ausgaben für Ausbildung und Gesundheit 
keine Konsumausgaben, sondern Investitionsausgaben sind, die 
das gesamtwirtschaftliche Produktionspotential erhalten und 
erhöhen 15. 

Den Trägern der sozialen Krankenversicherung ist demnach 
schon durch diese Korrektur landläufiger Vorstellungen über 
konsumtive und investive Wirkungen öffentlicher Aufgaben ein­
deutig eine investive Funktion zuerkannt 16. Noch in einem an­
deren Zusammenhang hat die Staatsschuldendiskussion vor al­
lem die Investivfunktion der Krankenkassen verdeutlicht. 

3. Begriff der öffentlichen Investitionen gilt auch für die Ausgaben 
der Krankenversicherung 

So wurde im Rahmen der Staatsschuldendiskussion auch die 
Frage nach der Abgrenzbarkeit, Meßbarkeit und Begrenzungs­
notwendigkeit der öffentlichen Investitionen gestellt. Der Wis­
senschaftliche Beirat beim Bundesministerium der Finanzen hat 
in diesem Zusammenhang zunächst unzweideutig klargestellt, 
daß die einzelwirtschaftliche Rentabilität keine Bedeutung für 
die Abgrenzung öffentlicher Investitionen besitzt 17. 

Sodann hält es der Beirat für erforderlich, neben den Sachinve­
stitionen der Gebietskörperschaften und der Sozialversicherung 
auch die Finanzinvestitionen und Finanzhilfen zu den öffentli­
chen Investitionen zu zählen. Dies allerdings nur insoweit, als 
solche Finanzinvestitionen und Finanzhilfen, z. B. Investitions­
und Zinszuschüsse, der Finanzierung von Sachinvestitionen im 
Inland dienen 18. Mit dieser Erweiterung des Begriffes der öffent­
lichen Investitionen auch auf Investitions- und Zinszuschüsse 
wird insbesondere die Investivfunktion der sozialen Krankenver­
sicherung verdeutlicht. 

Ihre Verpflichtung zur Finanzierung der von den Versicherten 
in Anspruch genommenen Gesundheitsleistungen und Gesund­
heitsgüter wirkt für die Berufe, Einrichtungen und Unterneh­
men der Gesundheitswirtschaft zumindest wie eine Tilgungs­
und Zinsbürgschaft und muß damit in den Begriff der öffentli­
chen Investitionen miteinbezogen werden 19 . In diesem Sinne hat 
der Wissenschaftliche Beirat schon in einem früheren Gutachten 
hervorgehoben, daß öffentliche Bürgschaften mit öffentlichen 
Kreditvergaben gleichzusetzen seien, d. h. in den Begriff der öf-
fentlichen Investitionen einzubeziehen seien20. " 

4. Regionalwirtschaft/ich bedeutendes Investitionsvolumen der 
Krankenversicherung 

Auch wenn man aus Vergleichbarkeitsgründen nicht die ge­
samten Sachleistungen der sozialen Krankenversicherung als In­
vestitionen in Humankapital und damit als öffentliche Investitio­
nen ansetzt, sondern nur die indirekten Investivfunktionen der 
sozialen Krankenversicherung für die Gesundheitswirtschaft in 
Rechnung stellt21, zeigen die sich dann für die Jahre 1975 bis 
1980 auf etwa 83 Milliarden Mark aufsummierenden Investitio­
nen der sozialen Krankenversicherung deren große Bedeutung 
als Träger vor allem regionalwirtschaftlich wirksamer öffentli­
cher Investitionen. 

Im Vergleich dazu betrugen die ebenfalls vor allem regional­
wirtschaftlich wirksamen öffentlichen Investitionen der kom­
munalen Gebietskörperschaften in den Jahren 1975 bis 1980 etwa 
320 Milliarden Mark. Zur besseren Vergleichbarkeit wurden da­
bei die gesamten Ausgaben der kommunalen Vermögenshaushal­
te als Investitionen definiert. In den Vergleichsjahren schwankt 
dabei die Proportion der Investitionen der sozialen Krankenver­
sicherung und der kommunalen Gebietskörperschaften um den 
Wert von 1 : 3,8. 

Der Beirat hat es aber nicht nur bei dieser Einbeziehung der 
eher mittelbaren Investivfunktion der sozialen Krankenversiche­
rung für die Gesundheitswirtschaft belassen. Vielmehr beleuch­
tet er auch die mittelbare Investivfunktion der sozialen Kranken­
versicherung für die Gesamtwirtschaft durch Kreditgewährung 
an die Gebietskörperschaften22 . 

Tabelle 1: 
Investitionen der sozialen Krankenversicherung und der kommunalen Gebietskörperschaften 1975 bis 1980 

Soziale Kommunale 
Jahre Krankenversicherung1 Gebietskörperschaften2 

Mrd. DM Mrd.DM 

1975 11,5 47,4 

1976 12,7 47,5 

1977 13,3 48,i' 

1978 14,2 54,0 

1979 15,3 57,9 

1980 16,9 64,7 

1975 - 1980 83,9 320,2 

1 Fiktive Investitionsquote von 22 Prozent aller Sachleistungen, direkte Investitionen, Investitionszuschüsse, laufende Zuschüsse. 
2 Sachinvestitionen, Finanzinvestitionen, Zuführung an Rücklagen und Ti lgungen. 

Proportion 
Krankenversicherung/ Gebiets-

körperschaften 

1 : 4,1 

1 :3,7 

1 :3,7 

1 : 3,8 

1 :3,8 

1 :3,9 

1 :3,8 

Quelle, Statist isches Bundesamt, ,,Ausgaben fü r Gesundheit 1970 bis 1980" - Stuttgan 1982, S. 6 ff. und S. 41 ff. sowie „Der Landkreis". - Köln 3-1978; 2-1979; 2- 1980; 2- 198 1; 2- 1982, 2- 1983. 
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Der Beirat bezeichnet die soziale Krankenversicherung dabei 
als „öffentliche Kapitalsammelstelle" außerhalb des Banken­
systems23, die nach seiner Auffassung, von zwangsweisen Kredi­
ten abgesehen, gemessen an ihrem Gesamtvermögen, ihrer Liqui­
dität und ihren hohen Rücklagen stets nur geringe Kredite an den 
Staat und damit mittelbar die Gesamtwirtschaft gegeben habe24. 

Bei dieser politikberatenden Diskussionslage ist es eigentlich 
erstaunlich, daß in der tagespolitischen Diskussion ausschließlich 
die Konsumtivfunktion der sozialen Krankenversicherung erör­
tert wird. Dies mag freilich auch darauf zurückzuführen sein, daß 
die Träger der sozialen Krankenversicherung ihrerseits keine In­
vestitionszahlen vorlegen25. 

Insgesamt hat aber die Staatsschuldendiskussion wesentlich da­
zu beigetragen, die Bedeutung der sozialen Krankenversicherung 
als Träger öffentlicher Investitionen und damit vor allem auch als 
Faktor der raumwirtschaftlichen Entwicklung zu verdeutlichen. 
Kommunale Gebietskörperschaften und soziale Krankenversi­
cherung sind demnach auch gleichrangig als wesentliche Mitträ­
ger der Wirtschaftsentwicklung in den einzelnen Regionen zu be­
trachten. 

5. Finanzwirtschaftliche und versorgungswirtschaftliche Verflech­
tungen zwischen Krankenkassen und Kommunalkörperschaften 

Für eine gleichrangige und vergleichende Betrachtung von 
Krankenkassen und Kommunen als Mitträger der Wirtschafts­
entwicklung in den einzelnen Regionen sprechen ebenso die zwi­
schen beiden öffentlichen Haushalten bestehenden wirtschaftli­
chen Verflechtungen. So bestehen finanzwirtschaftliche Ver­
flechtungen zwischen Krankenkassen und Kommunen ins­
besondere im Bereich der kommunalen Sparkassen. Dies inso­
fern, als das Anlagerecht der Sozialversicherungsträger die 
kommunalen Sparkassen zu bevorzugten Geschäftspartnern der 
sozialen Krankenversicherung macht26, andererseits für die 
kommunalen Sparkassen als gemeinwirtschaftliche Unterneh­
men eine Gewährträgerhaftung der Kommunen besteht27. 

Eine andere, längstens bis 1977 bestehende unmittelbare 
finanzwirtschaftliche Verflechtung zwischen Krankenkassen 
und Kommunen bestand darin, daß die Gemeinden nach den Be­
stimmungen der Reichsversicherungsordnung Garantieträger 
für die Ortskrankenkassen waren. Diese Garantieträgerschaft ist 
mittlerweile im Grundsatz auf den Bund übergegangen28. 

Zwischen Krankenkassen und Kommunen bestehen aber nicht 
nur finanzwirtschaftliche Verflechtungen. Gleichermaßen beste­
hen • zwischen Krankenkassen und Kommunen auch versor­
gungswirtschaftliche Verflechtungen. Dies insofern, als beispiels­
weise Krankenanstalten einen wesentlichen Teil der Kommunal­
wirtschaft ausmachen29 und die Krankenkassen ihrerseits den 
Hauptanteil der dort anfallenden Betriebskosten tragen30. 

6. Grundlegende Ahnlichkeiten zwischen Krankenkassen und 
Kommunalkörperschaften 

Neben solchen direkten finanz- und versorgungswirtschaftli­
chen-Verflechtungen zwischen Krankenkassen und Kommunen 
bestehen außerdem entscheidende strukturelle und funktionelle 
Ähnlichkeiten. Zu nennen ist hierbei die für die Krankenkassen 

als Funktionalkörperschaften31 und für die Kommunen als 
Territorialkörperschaften31 geltende Selbstverwaltung32. 
Gleichzeitig sind die Krankenkassen wie auch die Kommunen 
Teil der mittelbaren leistenden Staatsverwaltung33. 

Eine wesentliche Ähnlichkeit zwischen Krankenkassen und 
Kommunen besteht auch darin, daß die Krankenkassen insge­
samt und die Kommunen mit ihren wirtschaftlichen Unterneh­
men Hauptbestandteile der Gemeinwirtschaft sind34. 

Eine besonders wichtige strukturelle Ähnlichkeit zwischen so­
zialer Krankenversicherung und kommunalen Gebietskörper­
schaften besteht in dem beiden Bereichen zugrunde liegenden 
Territorialprinzip35. Aus diesem kommunalverfassungsrechtli­
chen Territorialprinzip leitet sich das auf der Krankenkassenseite 
für die Ortskrankenkassen und das auf der Kommunalseite vor 
allem für die Sparkassen geltende Regionalprinzip ab36. 

Funktionelle Ähnlichkeiten zwischen Krankenkassen und 
Kommunen ergeben sich aber auch im Bereich der Finanzbezie­
hungen zwischen den verschiedenen Bereichen und Ebenen der 
öffentlichen Haushalte. So sind sowohl die soziale Krankenversi­
cherung wie auch die kommunalen Gebietskörperschaften in Fi­
nanzausgleichsverfahren eingebunden, die insbesondere einer 
Aufrechterhaltung der dezentralen Struktur dieser Funktional­
bzw. Territorialkörperschaften dienen sollen, in dem extreme fi­
nanzwirtschaftliche Unterschiede horizontal zwischen den Kas­
senarten und auch innerhalb der Kassenarten selbst bzw. vertikal 
zwischen den Ländern und ihren Kommunen ausgeglichen 
werden37. 

Entscheidend ist insbesondere auch die ähnliche funktionelle 
Stellung von sozialer Krankenversicherung und kommunalen 
Gebietskörperschaften im Transfer-System der Bundesrepublik 
Deutschland. Beide sind wesentliche Absender öffentlicher Geld­
und Sachleistungsübertragungen an die Privathaushalte, beide 
sind aber ebenso auch wesentliche Empfänger der Sozialbeitrags­
und Steuerübertragungen von den Privathaushalten an den öf­
fentlichen Bereich38. 

Die entsprechenden Größenordnungen werden deutlich, 
wenn man die Ausgaben der Landkreise und der kreisfreien Städ­
te einerseits und der diesen durch Flächendeckung und Aufglie­
derung vergleichbaren Ortskrankenkassen andererseits gegenü­
berstellt. Die Ortskrankenkassen, die ihrerseits etwa die Hälfte 
des Gesamtvolumens der sozialen Krankenversicherung ausma­
chen, erreichten im Jahre 1979, allerdings mit deutlichen regiona­
len Unterschieden, ein Ausgabenvolumen, das etwa zur Hälfte 
dem der Landkreise und kreisfreien Städte entsprach. 

Sowohl die zwischen Krankenkassen und Kommunen beste­
henden finanz- und versorgungswirtschaftlichen Verflechtungen 
wie auch die zwischen Krankenkassen und Kommunen beste­
henden strukturellen und funktionellen Ähnlichkeiten wie 
Selbstverwaltung, Gemeinwirtschaftlichkeit, Regionalprinzip 
und Finanzausgleich lassen eine gleichwertige Untersuchung und 
Zusammenschau beider Bereiche als Faktoren der regionalen 
Wirtschaftsentwicklung sinnvoll und notwendig erscheinen. 

Eine gleichwertige Untersuchung und Zusammenschau der 
Krankenkassen und Kommunen als Faktoren der regionalen 
Wirtschaftsentwicklung erscheint auch wegen der gleichartigen 
Betroffenheit beider Bereiche vom Finanzzentralismus in der Po­
litik, vom sozio-ökonomischen Strukturwandel und vom institu­
tionellen und sektoralen Konkurrenzkampf angezeigt. 
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Karte 1: 
Hauptverwaltungen und Gebiete der Ortskrankenkassen 1982 

Quelle: Bundesverband der Ortskrankenkassen (Hrsg.): .,Die Ortskrankenkassen im Jahre 1982". - Bonn-Bad Godesberg 1983, S. 9. 
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Tabelle 2: 
Ausgaben der Ortskrankenkassen sowie der Landkreise und der Kreisfreien Städte nach Bundesländern im Vergleich 1979 

Gebiete Ausgaben der 
Ortskrankenkassen 1 

1979 
Mrd. DM 

Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz3 9,0 

Bayern 6,9 

Hessen 3,6 

Niedersachsen 4,2 

Nordrhein-Westfalen4 8,9 

Saarland 0,8 

Schleswig-Holstein 1,7 

Zusammen 35,1 

1 Krankenversicherungs- und Lohnfort zahlungsausgaben zusammen. 
2 Verwaltungs- und Vermögenshaushalt zusammen. 

Ausgaben der Landkreise und Proportion 
Kreisfreien Städte2 Ortskrankenkassen/Landkreise 

und Kreisfreie Städte 
1979 

Mrd. DM 

14,3 1: 1,6 

18,4 1 :2,7 

8,7 1 :2,4 

11,0 1 :2,6 

28,1 1: 3,2 

0,4 1 :0,5 

3,0 1: 1,8 

83,9 1 :2,4 

Zusammengefaßt aus Vergleichbarkeitsgründen gegenüber den ebenfalls zusammengefaßten O rtskrankenkassenverbänden VdO Südwest und LdO Württemberg-Baden. 
Umfaßt die eigenständigen, hier aber zusammengefaßten Ortskrankenkassenvcrbände VdO Rheinland und LdO Westfalen-Lippe. 

QuelJe: Deutscher Landkreistag {Hrsg.): ,.Einrichtungen der Kreise 1980 und regionalstatistische lnformationen". - Bonn 1980; ders.: .,Kreise im Zahlenspiegel". - Bonn 1982; 
Städtetag (Hrsg.): ,.Statistisches Jahrbuch Deutscher Gemeinden". - Köln 1980 sowie Bundesverband der Ortskrankenkassen, Bonn. 

7. Gleiche Gefahren für die Investitionskraft der Krankenkassen 
und der Kommunalkörperschaften 

So sehen sich Krankenkassen und Kommunen einer Politik des 
Bundes gegenüber, die bereits seit Ende der 60er, vor allem aber 
seit Mitte der 70er Jahre durch eine Entlastung des Bundes und 
eine entsprechende Belastung von Krankenkassen und Kommu­
nen gekennzeichnet ist39 und die mit der Selbstverwaltungsauto­
nomie dieser Funktional- bzw. Territorialkörperschaften nicht 
mehr vereinbar scheint40. 

Insbesondere die seit einigen Jahren zum Zwecke der Eigen­
konsolidierung vom Bund verfolgte Politik einer drastischen So­
zialdämpfung bewirkt ihrerseits eine dramatische Destabilisie­
rung der Krankenkassen und Kommunen insbesondere hinsicht­
lich ihrer Funktion als Träger öffentlicher Investitionen und da­
mit auch eine dramatische Destabilisierung der Regionalwirt­
schaften. 

Im Zuge dieser Sozialdämpfungspolitik der letzten Jahre kam 
und.kommt e~ zunächst zu einem Zusammenwirken von Erhö­
hungen der Sozialbeiträge einerseits und einer direkten oder indi­
rekten Verringer~ng der Sozialbezüge andererseits und damit zu 
einer gravierenden Schwächung der Kaufkraft der Privat­
haushalte41 , die wegen der Umverteilungswirkungen der Geld­
und Sachtransfers42 vor allem die Regionen mit niedrigerem Ein­
kommensniveau bzw. mit überdurchschnittlich hohen Anteilen 
einkommensschwacher Haushalte trifft. 

Durch solche dämpfungspolitisch bedingten Kaufkraftschwä­
chungen werden in den besonders betroffenen Regionen die Aus­
gleichsanforderungen an die Krankenkassen bzw. an die Kom­
munen zumindest potentiell erhöht und damit deren Investi­
tionskraft gemindert. 

Zusätzlich haben gerade in solchen Gebieten die Einschrän­
kungen der Sachleistungen der sozialen Krankenversicherung die 

davon unmittelbar abhängigen Zweige der Gesundheitswirt­
schaft in ihrer Umsatzentwicklung erheblich beeinträchtigt und 
nicht nur in ihrer Investitionskraft, sondern auch in ihrer Be­
schäftigungswirkung geschwächt. Diese Entwicklung hat sich 
insbesondere im Bereich des Kurwesens gezeigt. 

8. Beispiel: Schwächung der Regionalwirtschaft durch den 
Kurwesenabbau 

Die durch die Einsparungspolitik insbesondere ab Herbst 1982 
bewirkte rückläufige Entwicklung bei der Zahl der Kurgäste und 
bei der Menge der Kurmittel haben zu einem deutlichen Beschäf­
tigungsabbau in der Kurwirtschaft geführt43. Dabei kann stati­
stisch derzeit nur der Beschäftigungsabbau in den Kurverwaltun­
gen selbst aufgezeigt werden, der aufgrund der Besonderheiten 
im öffentlichen Dienst und in Verwaltungsorganisationen sicher­
lich gebremster verlaufen ist als in den Kurbetrieben selbst44• 

Besonders problematisch an diesem durch die Sozialdämp­
fungspolitik bewirkten Beschäftigungsabbau im Kurwesen ist 
der Umstand, daß hierdurch arbeitsmarktliche Problemgebiete 
mit mehrheitlich überdurchschnittlichen Arbeitslosenquoten 
betroffen sind45 . Die Beschäftigungslage hat sich in diesen Ar­
beitsmärkten durch den kostendämpfungspolitischen Abbau der 
Beschäftigung im Kurwesen deutlich verschlechtert. 

Dieser Beschäftigungsabbau im Kurwesen trifft nicht nur gera­
de besonders schwache Arbeitsmärkte. Er schwächt auch einen 
Bereich der Gesundheitswirtschaft, der durch dezentrale Ver­
standortung relativ großer und fernversorgender Betriebseinhei­
ten die regionalen Wirtschafts- und Arbeitsmarktstrukturen 
nachhaltig stützt. 
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Tabelle 3: 
Arbeitslosigkeit und Beschäftigungsabbau in den Arbeitsamtsbezirken von Kurorten bzw. in Kurverwaltungen 1981 - 1983 

Arbeitsamtsbezirke/ Kurorte1 
Arbeitslosenquote Sommer 1983 Beschäftigungsabbau Sommersaison 1981 -. 1983 

-i.v.H. - -i.v.H. -

Bahn Zwischenahn 15,2 15,5 

Bad Pyrmont 12,1 19,5 

Bad Nenndorf 12,0 17,9 

Bad Essen 11,9 25,0 ., 

Bad Münster a. St. 11 ,2 15,7 

Bad Gandersheim 10,9 31,7 

Bad Waldliesborn 10,9 24,2 

Bad Lippspringe 10,7 18,5 

Bad Oeynhausen 10,6 10,2 

Bad Meinberg 10,5 31,3 

Bad Driburg 10,5 19,7 

Bad Salzuflen 10,5 26,9 

Bad H arzburg 10,3 15,7 

Bad Seeben 9,3 18,4 

Bad Füssing 9,2 15,2 

Bad O rb 8,5 42, 1 

Bad Salzschlirf 8,5 28,5 

Bad Bertrich 7,8 22,9 

Bad Nauheim 7,7 14,3 

Bad Schwalbach 6,9 12,6 

Bad Reichenhall 6,8 4,8 

Bad Krozingen 6,7 16,5 

Bad Bellingen 5,1 21 ,7 

Wildbad 4,5 18,1 

Bad H omburg v.d.H. keine Angaben 9,4 

Bad N euenahr keine Angaben 23,8 

Bad Wiessee keine Angaben 30,2 

Bundesdurchschnitt/ Kurorte zusammen 8,7 21,1 

1 Mineral- und Moorbäder, ohne Kurorte mit im Berichtszeitraum neu errichteten Kurkliniken. 

Quelle: Deutscher Bäderverband e.V.: ,,Die Entwicklung des Kurwesens in den Mineral- und Moorbädern sowie in den Kneipphei lbädern und Kneippkurorten in der Bundesrepublik Deutschland 
Januar 198 1 bis Juni 1983". -Bonn, September 1983, Tabelle II. 

Solche ungünstigen Auswirkungen der Sozialdämpfung auf die 
Krankenkassen bzw. die Kommunen und damit auch die Regio­
nalwirtschaft werden zusätzlich durch die zentralisierenden Fi­
nanzmanipulationen des Bundes verstärkt, die unter dem Stich­
wort „Verschiebebahnhof" in der Öffentlichkeit diskutiert 
werden. 

9. Finanzzentralismus des Bundes belastet Krankenkassen und 
Kommunalkörperschaften 

Diese zentralisierenden Finanzmanipulationen dienen dabei 
der Entlastung des Bundeshaushaltes durch Verringerung seiner 
Zuschußpflichten zu den Sozialhaushalten der Träger der 
Renten-, Arbeitslosen- und Krankenversicherung. Diese Verrin­
gerung der Zuschußpflichten des Bundes wird durch Lastenver­
schiebung zwischen den Sozialhaushalten und den Kommunal-

haushalten erreicht. So wurde bereits Ende der 70er Jahre der 
Bundeshaushalt indirekt dadurch entlastet, daß die Beitragszah­
lung der Rentenversicherung an die Krankenversicherung für die 
Krankheitskosten der Rentner gesenkt wurde und diese Mehrbe­
lastung der Krankenkassen durch einen Finanzausgleich zwi­
schen den Kassenarten verteilt wurde46. 

Seit Beginn der 80er Jahre folgten dann rasch aufeinander Fi­
nanzmanipulationen des Bundes, bei denen jeweils die Zuschuß­
zahlungen des Bundeshaushaltes an die Renten- bzw. Arbeitslo­
senversicherung gekürzt und die dabei entstehenden Mehrbela­
stungen der Sozialversicherungsträger zwischen der Renten-, 
Arbeitslosen- und Krankenversicherung hin- und hergeschoben 
wurden47. Dabei wurde auf einen zeitweilig beabsichtigten Fi­
nanzausgleich zwischen den Kassenarten zur Bewältigung der die 
soziale Krankenversicherung betreffenden Mehrbelastung ver­
zichtet und statt dessen die schon Ende der 70er Jahre eingeleitete 
Selbstbeteiligung der Versicherten an den Krankheitskosten wei­
ter ausgebaut48. 
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Insbesondere die ebenfalls seit Beginn der 80er Jahre zur Entla­
stung des Bundeshaushaltes eingeschränkten Leistungen der Ar­
beitslosenversicherung machten gleichlaufend ausgeweitete Lei­
stungen der Sozialhilfe erforderlich, d. h. bewirkten eine Bela­
stung der Kommunen49. 

Eine sowohl für Krankenkassen wie Kommunen unmittelbar 
und gemeinsam spürbare Belastung durch den Finanzzentralis­
mus des Bundes ergibt sich im Bereich der bislang nicht angemes­
sen geregelten Abdeckung des Pflegerisikos. Die vom Bund bis­
lang gerade auch zur Vermeidung von Haushaltsverpflichtungen 
unterlassene Regelung des Pflegerisikos belastet die Krankenkas­
sen vor allem dadurch, daß stationäre Pflegefälle in Akutkran­
kenhäusern versorgt werden und die dortigen Pflegekosten von 
den Krankenkassen zu tragen sind. Die Kommunen werden in 
wachsendem Maße durch die unterlassene Regelung des Pflegeri­
sikos dadurch belastet, daß die Kosten für stationäre Pflegefälle 
in Pflegeheimen z. T. von der Sozialhilfe getragen werden 
müssen 5°. 

Gemeinsam betroffen waren auch die Krankenkassen und die 
Kommunen von der ebenfalls den Bundeshaushalt indirekt entla­
stenden Entscheidung der Arbeitslosenversicherung, für Arbeit­
nehmer, die von den Arbeitskampfmaßnahmen in der ersten J ah­
reshälfte des Jahres 1984 indirekt betroffen waren, kein Kurzar­
beitergeld zu bezahlen. Sowohl Krankenkassen wie Kommunen 
hatten aus diesem Grunde verminderte Beitragseinnahmen bzw. 
vermehrte Krankmeldungen bzw. vermehrte Sozialhilfeanträge 
zu verkraften. Solche Belastungen häuften sich dabei wiederum 
gerade in Regionen mit schon hoher Arbeitslosigkeit und gerin­
gerer Wirtschaftstätigkeit51. 

10. Strukturwandel in Wirtschaft und Gesellschaft bedroht die Fi­
nanzierungsgefüge von Krankenkassen und Kommununalkör­
perschaften 

Neben solchen kassen-, kommunal- und regionalwirtschaftlich 
ungünstigen Auswirkungen der finanzzentralistischen Eigen­
konsolidierung des Bundes sehen sich die Krankenkassen wie 
auch die Kommunen einer ebenso dramatischen Erosion ihrer Fi­
nanzierungsgefüge durch den Strukturwandel in Gesellschaft 
und Wirtschaft ausgesetzt. 

Zunächst ergibt sich für die gesetzlichen Krankenkassen das 
Problem, daß nach einer langen Periode stetiger horizontaler 
Ausweitung des erfaßten Personenkreises, verbunden allerdings 
mit einer wachsenden Aufgliederung der Kassenarten in 
Reichsversicherungs- und Ersatzkassen, nunmehr eine Periode 
der beschleunigten vertikalen Einschrumpfung des erfaßten Per­
sonenkreises anbricht; dies infolge einer möglichen Aufgliede­
rung der a~~ängig Beschäftigten in wachsende Gruppen ober­
halb und unterhalb der Versicherungspflichtgrenzen infolge ver­
mehrter Teilzeitarbeit bzw. verstärkter Einkommenspolarisie­
rung der Lohn- und Gehaltsarbeit52. 

Ähnliche .Probleme bestehen für die Kommunen darin, daß 
nach einer längeren Periode der verbesserten horizontalen Mi­
schung der gewerblichen und der erwerblichen Steuerquellen, 
d. h. der Gewerbe- und der Einkommensteuertatbestände, ver­
bunden allerdings mit einer wachsenden Abhängigkeit der Korn-

munen von Ländern und Bund, nunmehr eine Periode der be­
schleunigten vertikalen Austrocknung der Steuerquellen an­
bricht. Dies infolge einer zunehmenden Freistellung von Gewer­
bebetrieben von der Gewerbesteuerpflicht durch Erhöhung der 
Freibetragsgrenzen sowie vor allem infolge eines vergleichswei­
sen Anwachsens des nichtgewerbesteuerpflichtigen freiberufli­
chen DienstleistungssektorssJ. 

Mit dem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Strukturwan­
del ist aber für die Krankenkassen bzw. die Kommunen auch 
noch aus anderen Gründen eine dramatische Erosion ihrer Fi­
nanzstrukturen verbunden. Gemeint sind die selektiven Wande­
rungen von Bevölkerung und Arbeitsplätzen bzw. von Erwerbs­
arbeit und Anlagekapital. 

Beide, sowohl die Krankenkassen wie auch die Kommunen, 
stehen vor der Schwierigkeit, daß besserverdienende bzw. besser­
gestellte Mitglieder bzw. Einwohner infolge der für sie bestehen­
den Wahlfreiheit der Kassenart bzw. Wahlmöglichkeit des 
Wohn- und Arbeitsortes in die sozial und finanziell attraktiveren 
Kassenarten bzw. in die umwelt- und wohnwertmäßig attraktive­
ren Landesteile oder Regionsteile überwechseln. Im Bereich der 
Krankenkassen wird diese sozial und regional selektive Mobilität 
als „Entsolidarisierung", im Bereich der Kommunen als „Subur­
banisierung" bezeichnet54. 

Zusätzlich stehen die Krankenkassen und die Kommunen vor 
der Schwierigkeit, daß nicht nur ihre Mitglieder bzw. Einwoh­
ner, d. h. ihre Beitrags- und Steuerzahler, selektiv abwandern, 
sondern daß gerade auch die wachstumsfähigen unter den 
Industrie- und Dienstleistungsunternehmen aus den Kernstädten 
der Ballungsräume in die Umlandgemeinden abwandern und da­
mit attraktive Beitrags- und Steuertatbestände in andere Hoheits­
gebiete mitnehmenss. 

Sodann sehen sich die Krankenkassen und die Kommunen ei­
nem langfristigen Strukturwandel ihrer Einnahmen und Ausga­
ben auch noch aus anderen Gründen gegenüber: Bei den Kran­
kenkassen wird die bisher fast ausschließlich aus dem Arbeits­
lohn bezogene Finanzierung durch die langfristig abnehmende 
Beschäftigung in der Volkswirtschaft in Frage gestellt und eine 
Mitbelastung der Anlagenabschreibung in Erwägung gezogen56. 
Im Bereich der Kommunen ist mit der Gemeindesteuerreform 
des Jahres 1969 und mit der Steuergesetzgebung der 70er Jahre 
vor allem auch die Lohnkomponente der Gewerbesteuer, aber 
auch die Gewerbesteuer insgesamt als eine Hauptquelle der Kom­
munalfinanzen ausgeschieden57. Dementsprechend wird an ei­
nen Ersatz dieser Steuerart durch eine kommunale Wertschöp­
fungssteuer gedacht, die in der einen oder anderen Weise auch die 
Anlagenabschreibung beinhalten würde58 • 

11. Risikostrukturpolitik der Krankenkassen und Siedlungs- und 
Gewerbestrukturpolitik der Kommunalkörperschaften als Ver­
suche zur Erhaltung der Investitionskraft in der Region 

Ähnlich wie die Finanzierungsprobleme der Krankenkassen 
und der Kommunen sind auch die Lösungsversuche beider Berei­
che für diese Finanzierungsprobleme. Die Krankenkassen bemü­
hen sich um eine mittel- und langfristige Verbesserung ihrer Mit­
gliederstruktur vor allem hinsichtlich der Beitragskraft. Sie be­
treiben beitragsorientierte Risikostrukturpolitik59. Die Korn-
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munen bemühen sich um eine mittel- und langfristige Verbesse­
rung ihrer Einwohner- und Gewerbestruktur hinsichtlich 
Einkommensteuer- und Gewerbesteuerkraft, sie betreiben 
einkommens- und gewerbesteuerorientierte Siedlungs- und 
Gewerbestrukturpolitik60. Ziel ist in beiden Fällen eine Erhal­
tung der Investitionskraft der Krankenkassen und der Kommu­
nalkörperschaften. 

Sowohl bei der Risikostrukturpolitik der Krankenkassen wie 
auch bei der Siedlungs- und Gewerbestrukturpolitik der Kom­
munen setzt sich der gesamtgesellschaftliche Strukturwandel, 
vor allem aber auch der finanzielle Druck des Finanzzentralis­
mus, in einen harten Konkurrenzkampf der Kassen untereinan­
der und der Kommunen untereinander um. Dieser Konkurrenz­
kampf bezieht sich auf die Gewinnung oder Haltung von Mitglie­
dern bzw. Einwohnern und Gewerbebetrieben61 . 

Problematisch ist an diesem Konkurrenzkampf, daß er im Be­
reich der Krankenkassen vor allem eine Übermacht der Gesund­
heitswirtschaft in ihrer Preisstellung gegenüber den Krankenkas­
sen bewirkt62 und daß er im Bereich der Kommunen eine frei­
willige Übernahme privater Produktionskosten in die kommu­
nalen Infrastrukturkosten bewirkt63_ 

Auch die gleichartige Betroffenheit von Krankenkassen und 
Kommunen von Finanzzentralismus, Strukturwandel und Kon­
kurrenzkampf machen eine gleichwertige Untersuchung und 
Zusammenschau der sozialen Krankenversicherung und der 
kommunalen Gebietskörperschaften als Faktoren der regionalen 
Wirtschaft erforderlich, da sowohl die Risikostrukturpolitik der 
Krankenkassen und wie auch die Siedlungsstruktur- und Gewer­
bestrukturpolitik der Kommunen von hoher raumwirtschaftli­
cher Bedeutung sind. 
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